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Sind SEG-Schreiben rechtlich bindend?
Geplanter Grundstücksverkauf des Magistrats mit Privatinvestoren würde Stadtkasse 130 000 Euro kosten

Die Marburger Stadtent-
wicklungsgesellschaft will 
öffentliche Gelder an Pri-
vatinvestoren zahlen, da-
mit diese auf Grundstücke 
verzichten. Hintergrund: 
Die Angst der Stadt vor 
Schadenersatzklagen.

Fortsetzung von Seite 1 
von Björn Wisker 
und Andreas Schmidt

Marburg. Die Stadt Marburg 
hat OP-Informationen bestä-
tigt, wonach die Stadtentwick-
lungsgesellschaft (SEG) im Fal-
le eines neu geregelten Verkaufs 
der Grundstücke im Marburger 
Stadtwald 130 000 Euro an die 
Firmen „Die Kommunikatöre“ 
plus Simon & Widdig zahlt. „Für 
das Entgegenkommen“, wie es 
von der Stadtverwaltung heißt. 

Die Stadt geht nach eige-
nen Angaben von „erheblichen 
Schadenersatzansprüchen“ ge-
genüber der städtischen SEG 
aus, wenn Sälzer – wie der Auf-
sichtsrat es beschlossen hatte 
– alle Grundstücke bekommen 
hätte. Die 130 000 Euro seien ein 
Betrag, der weit unter der Sum-
me liege, die ein etwaig verlore-
ner Schadenersatzprozess ver-
ursachen würde. Denn der Ma-
gistrat sieht seine schriftlichen 
Zusagen sowohl an die Firma 
Sacher Lasertechnik als auch an 
„Die Kommunikatöre“ offenbar 
als rechtsverbindlich an, fühlt 
sich wohl an die gegenüber den 
Kaufinteressenten ausgespro-
chenen Reservierungen „gebun-
den“, heißt es auf OP-Anfrage. 

Doch die Firma Sälzer hat-
te nach ebenfalls bestätigten 
OP-Informationen eine Art Vor-
kaufsrecht – zumindest ein seit 
1999 laufendes städtisches In-
formationsgebot. In vertrau-
lichen Unterlagen, die der OP 

vorliegen, weist die SEG darauf 
hin, dass es seit 1999 ein eben 
solches Vorkaufsrecht gebe – 
dieses wurde der Firma Sälzer 
sogar schriftlich gegeben. Dort 
heißt es, man werde das Unter-
nehmen informieren, sobald 
andere Firmen Interesse an den 
Gewerbeflächen im Stadtwald 
hätten. Dann räume man Sälzer 
innerhalb von acht Wochen ein 
Vorkaufsrecht ein. 

Dass es diese Absprache gibt, 
bestätigte die Stadt auf OP-An-
frage. Es habe Gespräche zwi-
schen SEG und Sälzer gegeben 
– das Unternehmen habe „Inte-
resse an einer Planungssicher-
heit“ über einen Zeitraum von 
zehn Jahren geäußert. Ein recht-
lich verbindliches – und mit 
Kosten für die Firma Sälzer ver-
bundenes – Vorkaufsrecht sei 
„explizit nicht vereinbart“ wor-
den.

Firma Sälzer prüft  
juristische Schritte

Die Dokumente, die der OP 
vorliegen, sehen allerdings keine 
zeitliche Befristung vor. Fraglich 
ist also, ob auch Sälzer aufgrund 
der seinerzeit von der SEG gege-
benen Zusage einen rechtlichen 
Anspruch hätte. Zumindest hat-
te sich Walther Sälzer bereits 
nach der Entscheidung des Ma-
gistrats offen gehalten, die Vor-
gänge „juristisch zu prüfen“, wie 
er der OP mitteilte. 

Die Stadt teilte weiter mit, es 
sei „gängige Praxis“, dass Un-
ternehmen von der SEG da-
rauf hingewiesen würden, dass 
wichtige Entscheidungen der 
Bestätigung durch die Auf-
sichtsgremien bedürfen. Ein 
Umstand, den die Firma Sacher 
zuletzt anders schilderte. Und 
auch im Reservierungsschrei-
ben der Grundstücke war davon 
keine Rede.

Auch an der städtischen Aus-
sage, wonach es seitens der In-
vestoren „erhebliche Schaden-
ersatzansprüche“ geben könn-
te, gibt es grundsätzliche Zwei-
fel. Schreiben wie jene der SEG 
etwa an Sacher oder Kommuni-
katöre sind nämlich laut Juris-
ten nur dann tatsächlich rechts-
verbindlich, wenn sie notariell 

beurkundet sind. Dementspre-
chend könnten Schadenersatz-
forderungen auch nur in so ei-
nem Fall geltend gemacht wer-
den. „Eine Reservierungsbestä-
tigung ist nämlich erstmal nur 
eine Absichtserklärung“, erklärt 
Fridhelm Faecks, Notar a.D. aus 
Marburg, auf OP-Anfrage. Es sei 
ein offizieller Brief, dessen In-
halt dem Entscheider Spielraum 
lasse und dessen Nichterfüllung 
eher atmosphärisch, nicht aber 
juristisch problematisch wäre. 
Konkret: „Da geht es um die Ver-
lässlichkeit eines Geschäftspart-
ners“, so Faecks.

Und die Grünen-Fraktion in 
der Stadtverordnetenversamm-
lung will nun von einem Ak-
teneinsichtsausschuss unter-
suchen lassen, ob durch den 

Magistrats-Beschluss „ein be-
stimmter Grundstücksinteres-
sent“ – gemeint ist der Marbur-
ger SPD-Fraktionschef Matthi-
as Simon, Geschäftsführer des 
Landschaftsökologiebüros Si-
mon & Widdig – „parteipolitisch 
beziehungsweise finanziell be-
günstigt wird“. 

Akteneinsichtsausschuss: 
Entscheidung nächste Woche

Der Ältestenrat der Stadtver-
ordnetenversammlung wird 
Ende nächster Woche über den 
Grünen-Vorstoß, über die Aus-
schuss-Einrichtung und das 
weitere Vorgehen beraten. 

Matthias Simon, der mit sei-
nem Unternehmen als Projekt-
partner von „Die Kommunika-

töre“ eine Firmensitz-Erweite-
rung im Stadtwald bauen will, 
wehrte sich zuletzt bereits gegen 
den Verdacht der Bevorzugung. 
Als ehrenamtlich tätiger Politi-
ker dürfe ihm – wie auch dem 
Planer Roland Frese (BfM) – für 
das Engagement kein Nach-
teil entstehen. „Das ist Sippen-
haft! Ich und ein anderer Kom-
munalpolitiker werden bestraft, 
weil wir uns als Ehrenamtliche 
engagieren. Aber vor allem wer-
den so meine Mitarbeiter, deren 
Familien und auch alle anderen 
Investoren mitbestraft“, sagte er 
nach der ursprünglichen SEG-
Entscheidung, die auch ihm ei-
ne Expansion im Stadtwald ver-
wehrt hätte. Die Firma würde 
vom Standort verdrängt (die OP 
berichtete).

Um die letzten Gewerbeflächen im Marburger Stadtwald, die zugleich die letzten zusammenhän-
genden in der ganzen Stadt sind, ist ein Konflikt entbrannt  Foto: Thorsten Richter

Chef darf nicht 
jede Tätigkeit 
verlangen
Berlin. In manchen Jobs ist klar 
festgelegt, was Beschäftigte zu 
tun haben. In anderen sind die 
Tätigkeiten dagegen recht all-
gemein formuliert. Doch müs-
sen Beschäftigte alle Aufgaben 
erledigen, die der Chef vorgibt? 
Welche Regeln gelten?

„Das kommt auf die Ausgestal-
tung des Arbeitsvertrags an“, 
sagt Arbeitsrechtler Peter Mey-
er. Die Regel lautet dabei: Je 
allgemeiner die Tätigkeit da-
rin umrissen wird, desto größer 
kann die Bandbreite der Arbei-
ten sein.

Vertrag geht vor der 
Gewerbeordnung

Ist nichts Genaues festgehal-
ten, gilt laut Meyer die Regelung 
der Gewerbeordnung (Paragraf 
106). „Als Arbeitnehmer ist man 
dann verpflichtet, alle durch 
den Arbeitgeber bestimmten  
Aufgaben zu erledigen, die dem 
Anforderungsprofil und der 
Qualifikation im Arbeitsver-
trag entsprechen“, sagt Meyer, 
der in der Arbeitsgemeinschaft 
 Arbeitsrecht im Deutschen 
 Anwaltverein tätig ist. 

Das geht dann auch ganz ein-
fach auf Zuruf. Beschäftigte ha-
ben in einem solchen Fall kaum 
arbeitsrechtliche Möglichkei-
ten, sich zu wehren.

Ein Beispiel: Ein Immobilien-
kaufmann kümmert sich bis-
lang um Wohngebäude und soll 
nun Gewerberäume verwal-
ten. Ist im Vertrag nichts Genau-
es zu seinem Zuständigkeits-
bereich festgelegt, kann er sich  
gegen diese Anordnung kaum 
wehren.

Begrenzt der Arbeitsvertrag 
dagegen die Tätigkeiten auf ein 
bestimmtes Gebiet, kann der Ar-
beitgeber den Tätigkeitsbereich 
nicht einseitig verändern oder 
ausweiten. Kommt es dennoch 
dazu, können Beschäftigte  
die Anweisung ebenso wie die 
 geforderte Tätigkeit ableh-
nen. Will der Arbeitgeber diese  
 Änderungen dennoch durch-
setzen, muss er entweder einen 
Änderungsvertrag mit dem Ar-
beitnehmer schließen. Oder er 
spricht eine Änderungskündi-
gung aus, verbunden mit dem 
Angebot an den Arbeitnehmer, 
zu dem neuen Arbeitsprofil wei-
terzuarbeiten.

Zu klare Definition  
birgt nicht nur Vorteile 

Wer nur in einem ganz be-
stimmten Tätigkeitsfeld arbei-
ten will, sollte das im Arbeits-
vertrag oder in einer Stellen- 
und Funktionsbeschreibung 
 genau festhalten. 

Der Vorteil: Vorgesetzte kön-
nen dann nicht einfach andere, 
nicht vereinbarte Arbeiten an-
weisen. 

Zum Nachteil kann das wer-
den, wenn die vereinbarte  
 Tätigkeit ersatzlos entfällt. Folgt 
dann eine betriebsbedingte  
Kündigung, verringern sich die 
Möglichkeiten des Arbeitneh-
mers, diese unter Verweis auf 
eine fehlerhafte Sozialauswahl 
anzugreifen, sagt Meyer. „Der 
Chef könnte dann darauf ver-
weisen, dass der Angestellte 
nach dem Arbeitsvertrag nicht 
vergleichbar ist mit Kollegen, 
die zwar in der gleichen Abtei-
lung arbeiten, aber keine fach-
lich vergleichbaren Aufgaben 
erledigen.“ (dpa/tmn)

Andreas Schmidt
0 64 21/409-310

Franz-Tuczek-Weg 1
35039 Marburg

E-Mail: wirtschaft@op-marburg.de
Fax: 0 64 21/409-302

KontaKt

Radiomoderator und Best-
sellerautor Paul Johannes 
Baumgartner hält einen 
Vortrag vor Vertretern des 
Arbeitskreises für Kom-
munal- und Wirtschafts-
fragen.

von Noel Rhiel

Marburg. Beim 17. Marbur-
ger Wirtschaftstag konnte Kom-
munikationsexperte Paul Jo-
hannes Baumgartner den an-
wesenden Zuhörern wichtige 
Tipps mit auf den Weg geben. 
Der Autor des Ratgebers „Das 
Geheimnis der Begeisterung“ 
wurde eingeladen, vor mehr als 
100 Mitgliedern des Arbeitskrei-
ses für Kommunal- und Wirt-
schaftsfragen Marburg (AfK) ei-
nen Vortrag zu halten. AfK-Ge-
schäftsführer Thomas Janssen 
und stellvertretender Vorsitzen-
der Rolf Witezek wählten das 
 Cineplex als Veranstaltungsort.

Paul Johannes Baumgartner, 
der auch als Radiomoderator 
bei Antenne Bayern zu hören ist, 
erklärte zunächst die vier Typen 
an Mitarbeitern, die typischer-
weise in einem Betrieb vorkom-
men: Die Mumie, die schläfrig-
deprimiert in einem langsamen 
Tempo sehr wenig Arbeit ver-
richtet, gibt es ebenso, wie den 

Brandstifter, der versucht, der 
Firma aktiv zu schaden. Auch 
das „gut gelaunte Blümchen“ ist 
in jeder Firma anzutreffen, so 
Baumgartner – ebenso, wie die 
„Rakete, die immer auf Hoch-
touren arbeitet“, so der Mode-
rator. 

Und vor allem die Rakete, er-
läutert Baumgartner, sei in der 

Lage, andere zu begeistern:  
„Wesensmerkmale einer Rake-
te: Die ist aktiv. Die ist progres-
siv. Die ist manchmal auch ein 
bisschen exzessiv.“

Was genau der Referent  unter 
„Begeisterung“ versteht, gibt er 
in einigen kurzen Anekdoten 
zu verstehen: So habe er ein-
mal kurz vor einem Seminar 

festgestellt, dass er das Ladege-
rät seines Notebooks zu Hau-
se vergessen hatte. Als er an der 
Hotelrezeption nachfragte, ob 
er sich ein Netzteil leihen kön-
ne, bot ein Mitarbeiter namens 
Julian an, Baumgartner sein ei-
genes, privates Netzteil zu lei-
hen. „Julian machte sich ex-
tra die Mühe, zu seiner Woh-

nung zurückzufahren, um das 
Gerät zu holen, und rettete so 
meinen Vortrag.“ Paul Johan-
nes Baumgartner war von dieser 
Aktion begeistert. Der Wille Juli-
ans, zur Zufriedenstellung eines 
Kunden diese Mühe auf sich zu 
nehmen, sei genau das, was er 
unter „Begeisterung“ verstehe: 
„Dann kommt die Sternstun-
de des größten Begeisterungs-
faktors überhaupt: Das ist der 
Mensch. Das sind nicht unsere 
Produkte. Das sind nicht unse-
re Dienstleistungen oder unse-
re Services. Das ist der Mensch.“ 
Und der werde in Zukunft noch 
wichtiger, „weil nur Menschen 
valide Emotionen aussenden 
und empfangen können“.

Dieser Aspekt eines charisma-
tischen Menschen, der die Er-
wartungen der Kunden auf ein-
zigartige Weise übertreffen kön-
ne, sei es, was bei ihnen Begeis-
terung hervorrufe. 

Wenn Kunden vom Service 
 eines Unternehmens letztlich so 
begeistert seien, dass sie ihren 
Freunden und Bekannten von 
der positiven Erfahrung erzähl-
ten, „kann man als Unterneh-
men Fans gewinnen“, so Baum-
gartner. In einer Formel fasste   
er dieses Prinzip zusammen: 
„Begeisterung = Erwartungshal-
tung + X, wobei X jene zusätzli-
chen, menschlichen Faktoren 
symbolisieren.

Die AfK-Vorsitzenden Thomas Janssen (rechts) und Rolf Witezek (links) mit Referent und Moderator 
Johannes Baumgartner. Foto: Noel Rhiel

Von schläfrigen Mumien und rasanten Raketen
Johannes Baumgartner ließ Besucher im Cineplex am „Geheimnis der Begeisterung“ teilhaben
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